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Abstract: Good Governance ist zwar auch ein 
modernes Schlagwort. Die Forderung nach guter Ver-
waltung wird aber bereits umgesetzte – vor allem 
im Unionsrecht. Der vorliegende Beitrag stellt das 
Grundrecht auf eine gute Verwaltung des Art 41 GRC 
vor und untersucht seinen Kerninhalt mit Fokus auf 
dessen Grundrechtsqualität. Detailliert beleuchtet 
werden dabei das Recht auf Gehör, das Aktenein-
sichtsrecht sowie die Begründungspfl icht.
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I. Das Recht auf eine gute Verwaltung

Recht hat nichts mit Gerechtigkeit zu tun. Das ist 
ein Satz, der Juristen nur allzu gerne über die Lip-
pen kommt. Insbesondere in der rechtsberatenden 
Branche hilft diese Plattitüde gelegentlich, einem 
Mandanten zu veranschaulichen, dass man trotz 
der besseren Ausgangssituation ein Verfahren vor 
zB einer Verwaltungsbehörde vielleicht doch nicht 
„gewonnen“ hat. Auf europäischer Ebene wird 
freilich ein anderer Ansatz verfolgt. Hier muss die 
Verwaltung zwar nicht expressis verbis gerecht, 
aber doch zumindest gut sein. Um diesem hehren 
Ansinnen Gewicht zu verleihen ist in die Charta der 

europäischen Grundrechte (GRC) sogar ein eigenes 
(Verfahrens-)Grundrecht aufgenommen worden, 
nämlich das Recht auf eben eine gute Verwaltung.
Der vorliegende Beitrag stellt dieses Recht auf eine 
gute Verwaltung vor1, untersucht seine Inhalte vor 
dem Hintergrund der europäischen Rechtsprechung 
und beleuchtet allfällige Implikationen für das Ver-
waltungshandeln österreichischer Organe.

II. Ursprung des Rechts auf eine gute Verwaltung

Das Recht auf eine gute Verwaltung, wie es nunmehr 
in Art 41 GRC verbrieft ist, geht auf eine Idee des 
Europäischen Bürgerbeauftragten Jacob Söderman 
zurück. Dieser hatte die Vision, das 21. Jahrhun-
dert zu einem Jahrhundert der guten Verwaltung 
zu machen. In einer wegweisenden Rede vor dem 
Verfassungskonvent trat er für ein „Grundrecht auf 
eine offene, rechenschaftspfl ichtige und dienstleis-
tungsorientierte Verwaltung, die die Angelegenhei-
ten des Bürgers angemessen, fair und rasch behan-
delt“, ein2. Neu war diese Idee freilich nicht, hatte 
der EuGH doch bereits die für die Gerichtsbarkeit 
entwickelten Verfahrensgrundsätze sukzessiv auch 
auf das Verwaltungsverfahren ausgeweitet3. In den 
Erläuterungen zu Art 41 GRC wird explizit auf diese 
Entwicklung in der Judikatur Bezug genommen: 

1 Nicht untersucht werden das Recht auf Schaden-
ersatz des Art 41 Abs 3 GRC wie auch das Korrespondenz-
recht des Art 41 Abs 4 GRC; siehe zu diesen beiden Be-
stimmungen Sander, Art 41, in: Holoubek/Lienbacher 
(Hrsg), GRC2 (im Erscheinen) Rz 39 ff bzw 47 ff.

2 CHARTE 4131/00 CONVENT 26 v 17.02.2000.
3 Ausgangspunkt der Entwicklung der Verfahrens-

grundsätze war das Urteil Algera, in dem der EuGH aus-
geführt hat, dass er – um sich nicht dem Vorwurf der 
Rechtsverweigerung auszusetzen – mangels entsprechen-
der Vorschriften des Vertrages seine Entscheidung unter 
Berücksichtigung der in Gesetzgebung, Lehre und Rsp 
der Mitgliedstaaten anerkannten Regeln trifft, EuGH 
12.07.1957, C-7/56 und 3-7/57, Algera.
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„Artikel 41 ist auf das Bestehen der Union als eine 
Rechtsgemeinschaft gestützt, deren charakteris-
tische Merkmale sich durch die Rechtsprechung 
entwickelt haben, die unter anderem eine gute 
Verwaltung als allgemeinen Rechtsgrundsatz fest-
geschrieben hat (siehe u. a. das Urteil des Gerichts-
hofs vom 31. März 1992 (Rechtssache C-255/90 P, 
Burban, Slg. 1992, I-2253) sowie die Urteile des 
Gerichts erster Instanz vom 18. September 1995 
(Rechtssache T-167/94, Nölle, Slg. 1995, II-2589) 
und vom 9. Juli 1999 (Rechtssache T-231/97, New 
Europe Consulting und andere, Slg. 1999, II-2403). 
Dieses Recht in der in den ersten beiden Absätzen 
dargestellten Form ergibt sich aus der Rechtspre-
chung (Urteile des Gerichtshofs vom 15. Oktober 
1987 (Rechtssache 222/86, Heylens, Slg. 1987, 
4097, Randnr. 15), vom 18. Oktober 1989 (Rechts-
sache 374/87, Orkem, Slg. 1989, 3283) und vom 
21. November 1991 (Rechtssache C-269/90, TU 
München, Slg. 1991, I-5469) sowie die Urteile 
des Gerichts erster Instanz vom 6. Dezember 
1994 (Rechtssache T-450/93, Lisrestal, Slg. 1994, 
II-1177) und vom 18. September 1995 (Rechts-
sache T-167/94, Nölle, Slg. 1995, II-2589)) und – 
bezüglich der Pfl icht zur Begründung – aus Artikel 
296 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union, siehe ferner die Rechtsgrundlage in 
Artikel 298 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union für die Annahme gesetzlicher 
Bestimmungen im Interesse einer offenen, effi zien-
ten und unabhängigen europäischen Verwaltung. 
[...] Das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf, 
das hierbei eine wichtige Rolle spielt, wird durch 
Artikel 47 der Charta gewährleistet.“

Ausschlaggebend war also im Ergebnis weniger die 
Idee des Jacob Söderman, sondern vielmehr die 
Akzeptanz eines sogenannten allgemeinen Rechts-
grundsatzes in der Rechtsprechung des EuGH, wobei 
Art 41 GRC in seiner „Dichte [...] über bisherige 
allgemeine Rechtsgrundsätze [...] hinausgeht“4. 
Neben den in den Erläuterungen angeführten Urtei-
len sind insb die bis auf wenige Ausnahmen5 alle-
samt in Verfahren in Subventionsangelegenheiten 
iwS ergangen Urteile des Gerichtshofs in den Rs Nie-
derlande/Kommission6, Fiskano7, Consorgan8 und 

4 Eberhard, Verwaltungsverfahrensrecht in der Euro-
päischen Union – Der Kodifi kationsentwurf des „Re-
search Network on European Administrative Law“ in 
rechtsvergleichender Perspektive. Anmerkungen aus ös-
terreichischer Sicht, DV 2017, 26.

5 Burban, TU München, Niederlande/Kommission, 
Fiskano.

6 EuGH 12.02.1992, C-48/90 und C-66/90, Niederlan-
de/Kommission.

7 EuGH 29.06.1994, C-135/92, Fiskano.
8 EuGH 04.06.1992, C-181/90, Consorgan.

Cipeke9 sowie die Urteile des Gerichts Erster In-
stanz in den Rs Rubino10, Cobrecaf11 und Oliveira12 
einschlägig. Darüber hinaus sind auch die Gedan-
ken der Rechtssicherheit und Gleichbehandlung 
als Grundlage des Rechts auf eine gute Verwaltung 
bzw als damit gleichwertiges Recht eingestuft wor-
den13. In den genannten Entscheidungen14 wurde 
vor allem die Beachtung der Verteidigungsrechte in 
Verfahren, die zu einer den Betroffenen beschwe-
renden Maßnahme führen können, als fundamen-
taler Unionsgrundsatz angesehen. Dies selbst dann, 
wenn entsprechende verfahrensrechtliche Regeln 
fehlen15. Insbesondere seit dem Urteil New Europe 
Consulting steht zudem fest, dass der Grundsatz 
der ordnungsgemäßen Verwaltung die Behörden 
verpfl ichtet, die Interessen der Parteien im Rahmen 
der Entscheidungsfi ndung gegeneinander abzuwä-
gen16. Zu beachten ist weiters, dass Art 41 GRC 
tatsächlich durch die Betroffenen durchsetzbare 
Rechte wie bspw das Recht auf Gehör, das Akten-
einsichtsrecht oder die Begründungspfl icht enthält, 
die durch die Positivierung in der Charta nicht erst 
geschaffen worden sind, sondern als aus den mit-
gliedstaatlichen Rechtstraditionen (vor allem aus 
dem Rechtstaatsprinzip und der in allen Mitglied-
staaten geltenden EMRK) gewonnene allgemeine 
Rechtsgrundsätze seit jeher dem Unionsrecht ange-
hören und von der Rsp im Lichte der Rechtstaat-
lichkeit zur Interpretation herangezogen werden.

9 EuGH 04.06.1992, C-189/90, Cipeke.
10 EuG 15.09.1998, T-54/96, Rubino.
11 EuG 15.03.1995, T-514/93, Cobrecaf.
12 EuG 19.03.1997, T-73/95, Oliveira.
13 ZB EuG 19.03.1997, T-73/95, Oliveira Rz 32.
14 Außer den genannten Entscheidungen sind im Zu-

sammenhang mit einer „guten/einwandfreien Verwal-
tungsführung“ auch die folgenden Urteile einschlägig: 
EuGH 13.07.1966, C-56 und 58/64, Consten und Grun-
dig; 04.07.1963, C-32/62, Alvis; 12.05.1971, C-55/70, 
Reinarz Rz 18. In Zusammenhang mit der „ordnungs-
gemäßen Verwaltung“ sind auch noch folgende Urteile 
anzuführen: EuGH 08.11.1983,C-96 bis 102, 104, 105, 
108 und 110/82, I.A.Z. Rz 15; 19.10.1983, C-179/82, 
Lucchini Rz 27; EuG 06.07.1995, T-572/93, Odigitra 
Rz 40.

15 Sander (FN 1) Rz 5. Vgl in diesem Zusammenhang 
auch das Weißbuch Europäisches Regieren der Kommis-
sion v 01.03.2000 (KOM(2001)428; s dazu auch Eberhard 
et al, Governance – zur theoretischen und praktischen 
Verortung des Konzepts in Österreich, JRP 2006, 37 f. 
Auf Grundlage dieses Weißbuchs ist der Kodex für eine 
gute Verwaltungspraxis entstanden (ABl L 2000/267/63), 
außerdem existiert ein vom Europäischen Bürgerbeauf-
tragten erarbeiteter Europäischer Kodex für eine gute 
Verwaltungspraxis, den das Parlament in einer Entschlie-
ßung v 06.09.2001 (ABl C 2002/72/331) empfohlen hat, 
in eine für sämtliche gemeinschaftlichen Organe verbind-
liche Verordnung nach Art 352 AEUV aufzunehmen.

16 EuG 09.07.1999, T-231/91, New Europe Consulting 
Rz 39.
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Im Verfassungskonvent wurde zwar noch diskutiert, 
das Recht auf eine gute Verwaltung mit jenem auf 
ein gerechtes Verfahren (Art 47 GRC) zusammen-
zulegen17, letztlich ist es aber bei zwei separaten 
Bestimmungen geblieben und lediglich geringfügige 
Änderungen der Textierung (zB „gute“ statt „ord-
nungsgemäße“ Verwaltung) haben den restlichen 
Entstehungsprozess des Rechts auf eine gute Ver-
waltung begleitet18. Der niemals in Kraft getretene 
Vertrag über eine Verfassung für Europa in der am 
29. Oktober 2004 in Rom unterzeichneten Fas-
sung19 brachte nochmals eine Neutextierung, da 
die Bezeichnung „jeder Mensch“ durch „jede Per-
son“ sowie „Einrichtungen, Ämter und Agenturen“ 
durch „Einrichtungen und sonstige Stellen“ ersetzt 
worden sind. 
Die im Dezember 2009 anlässlich des Inkrafttre-
tens des Vertrages von Lissabon nochmals prokla-
mierte, nunmehr aktuelle Fassung des Art 41 GRC 
hat diese Formulierungen beibehalten20 und wurde 
durch den Vertrag von Lissabon darüber hinaus 
für rechtsverbindlich erklärt21. Eine Bemerkung 
am Rande ist es wert, dass das Recht auf eine gute 
Verwaltung inhaltlich zwar vom EuGH entwickelt 
worden ist, der Gerichtshof jedoch – mit einer 
einzigen Ausnahme in einem Beschluss des Präsi-
denten22 – Art 41 GRC im Gegensatz zum EuG23 
bzw den Generalanwälten (jedenfalls bis zur Kund-
machung der GRC in ihrer heutigen Form) nicht 
zur Interpretation heranzieht. Dennoch kann mE 
davon ausgegangen werden, dass das Recht auf eine 
gute Verwaltung als Grundrecht die Gesamtheit der 
Garantien umfasst, die sich in der Rsp von EuG und 
EuGH zur Ausgestaltung des Verwaltungsvollzuges 
herauskristallisiert haben24.

17 Die in den Vorschlägen des Präsidiums für Freiheits-
rechte, justizielle Rechte und horizontale Bestimmungen 
(CHARTE 41/1/00) noch unter dem Titel „Recht auf ein 
gerechtes Verfahren“ verbrieften Rechte, fi nden sich in 
der Endfassung teilweise im Teil VI bei den justiziellen 
Rechten in Art 47 (Recht auf einen wirksamen Rechts-
behelf und ein unparteiisches Gericht) und Art 48 (Un-
schuldsvermutung und Verteidigungsrechte).

18 Siehe im Detail Bernsdorff/Borowsky, Die Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union, Handreichun-
gen und Sitzungsprotokolle2 (2002) 203 f.

19 ABl C 2004/310/1.
20 ABl C 2007/306/1.
21 Vgl die Erklärung zur Charta des Grundrechte, ABl 

C 2007/306/249.
22 Beschluss des Präsidenten v 18.10.2002 in der 

Rs C-232/02, Technische Glaswerke Illmenau Rz 85.
23 ZB EuG 30.01.2002, T-54/99, max.mobil Rz 48; 

27.09.2002, T-211/02, Tideland Signal Rz 37; 04.10.2006, 
T-193/04, Tillack Rz 127.

24 Bauer, Das Recht auf eine gute Verwaltung im Euro-
päischen Gemeinschaftsrecht (2002) 138 f.

III. Das Recht auf eine gute Verwaltung

A. Liegt überhaupt ein Grundrecht vor?

1. Grundkritik an der Verbindlichkeit und Präzision

In der Literatur wird mitunter bezweifelt, dass über-
haupt ein Grundrecht als solches vorliegen würde 
(siehe dazu gleich unten). In diesem Zusammen-
hang ist zunächst aber einmal auffällig, dass sich 
die europäische Rechtsprechung bei der rechtlichen 
Beurteilung der qualitativen Ausgestaltung des Ver-
waltungshandelns ihrer Organe in aller Regel tat-
sächlich nicht auf das durch Art 41 GRC zumindest 
als solches bezeichnete Grundrecht stützt, sondern 
den Anspruch auf ein gutes Verwaltungshandeln der 
Organe aus dem ungeschriebenen verfestigten Pri-
märrecht ableitet25. Am deutlichsten hinsichtlich 
der Bezweifl ung der Grundrechtsqualität wird im 
jüngeren Schrifttum Rita Bousta in diesem Zusam-
menhang26:
• Gute Verwaltung ist eine allgemeine und fl exible 

Meinung („‘Good Administration‘ is a wide and 
fl exible notion“).

• Art 41 GRC hat keinen spezifischen Inhalt 
(„Article 41 has no specifi c content.“)27.

• Hat Art 41 GRC überhaupt eine spezifi sche 
Funktion? Der Gesetzgeber braucht eine gute 
Verwaltung auch nicht rechtlich bindend auszu-
gestalten und Art 41 GRC bringt auch keinerlei 
neue Rechte mit sich („[D]oes the right to good 
Administration perform any specifi c function? 
[...] they do not (and did not) ‘need’ good Admi-
nistration to be legally binding and Article 41 
CFREU does not create any new right“).

• Es gibt kein subjektives Recht ohne präzise Ver-
pfl ichtung. Und das ist beim Recht auf gute Ver-
waltung nicht der Fall („[T]here is no subjektive 
right without a precise obligation. And this is not 
the case of good administration.“)28.

• Auch wenn man aufgrund der Rechtsquelle der 
GRC annehmen möchte, dass es sich beim Recht 

25 Diesen Befund zumindest in Bezug auf das rechtli-
che Gehör teilend und mit Verweis auf entsprechende 
Judikatur und Literatur Huck, Das System des rechtli-
chen Gehörs im europäisch geprägten Verwaltungsver-
fahren, EuZW 2016, 132.

26 Bousta, Who said There is a ‘Right to Good Admi-
nistration’? A Critical Analysis of Article 41 of the Char-
ter of Fundamental Rights of the European Union, ELP 
2013, 481 (die Zitate der folgenden Aufzählung sind alle-
samt diesem Artikel entnommen).

27 In diesem Zusammenhang zitiert Bousta offensicht-
lich wörtlich („[It is] a general and vage statement, a base 
for more precise rights“) einen Beitrag von Delvolvé.

28 Dies wird freilich von Bousta selbst ein klein wenig 
relativiert, als auch sie einräumt, dass das Recht auf eine 
gute Verwaltung natürlich auch im Rahmen eines Ver-
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auf eine gute Verwaltung um ein Grundrecht han-
delt entbehrt diese Annahme jegliche Schlüssig-
keit („As the ‘right to good administration’ is 
Part of the CFREU, one may assume that it is a 
fundamental right. Nevertheless, this is far from 
being a conclusive presumtion.“).

• Fakt ist, dass das Recht auf gute Verwaltung vor-
wiegend ein theoretisches ist („Let us face it: the 
right to good administration is mainly thetori-
cal.“).

2.  Fundamentale Rechtspositionen und subjektive 
Rechte

Nach dem in Österreich vorherrschenden Grund-
verständnis ist ein Grundrecht ein verfassungsge-
setzlich gewährleistetes Recht, oder allgemeiner 
– und losgelöst von einem rein österreichischen 
Verständnis – ein in der Rechtsordnung verankerter 
Anspruch des oder der Einzelnen in Form einer Zu- 
bzw Anerkennung fundamentaler Rechtspositionen 
durch die Gemeinschaft, die vielfach aus naturrecht-
lichen Argumentationsmustern erwachsen und von 
der Gemeinschaft positivrechtlich abgebildet wer-
den29. Es muss sich dabei um dem einzelnen von 
einer Norm eingeräumte subjektive Rechte han-
deln30.
Aus der Sichtweise, dass es sich bei Grundrechten 
um vom Einzelnen durchsetzbare Rechte handeln 
muss folgt zwangsläufi g, dass hinreichend präzise 
Verpfl ichtungen enthalten sein müssen. Während 
man nun alleine der Überschrift des Art 41 GRC 
(„Gute Verwaltung“) tatsächlich im Sinne der von 
Bousta geäußerten Kritik eine weite und wohl eher 
programmatische, umschreibende Bedeutung bei-
messen wird müssen, trifft dies auf die in Art 41 GRC 
enthaltenen konkreten31 Rechte nachgerade nicht 
zu: Formulierungen wie beispielsweise „das Recht 
einer jeden Person, gehört zu werden“ oder die „Ver-
pfl ichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu 
begründen“ enthalten – in Zusammenschau mit den 
Grundrechtsträgern und -verpfl ichteten – zweifels-
frei hinreichend präzise Verpfl ichtungen, denen 
wiederum jeweils das korrespondierende (subjek-
tive und somit durchsetzbare) Recht auf Einhaltung 
dieser Verpfl ichtungen gegenübersteht. Gleiches gilt 
für Anordnungen, dass Organe und Einrichtungen 

fahrens geltend gemacht werden kann (Bousta [FN 26] 
486).

29 Bezemek, Grundrechte (2016) 28.
30 Heller, Das System des Rechtsschutzes, in: Macha-

cek/Pahr/Stadler (Hrsg), Grund- und Menschenrechte in 
Österreich (1991) 165.

31 Auf „buchstäblich alles, was an der Verwaltung 
‚gut’ ist oder sein sollte“ ist dies freilich nicht umlegbar: 
Gamper, Das „gute“ in der Verwaltung – und außerhalb?, 
in: FS Raschauer (2013) 107.

Angelegenheiten einer jeden Person unparteiisch 
und innerhalb einer angemessenen Frist zu behan-
deln haben. Wie daher die für ein subjektives Recht 
erforderlichen präzisen Verpfl ichtungen vermisst 
und das in Art 41 GRC enthaltene Bündel an Ein-
zelrechten zu einer bloßen funktionslosen fl exiblen 
Meinung degradiert werden können, entzieht sich 
der Nachvollziehbarkeit des Autors. Auch andere 
namhafte Literaturstimmen kommen nicht in die 
Verlegenheit des Zweifelns an der Grundrechtsqua-
lität des Rechts auf eine gute Verwaltung. So führt 
Bernhard Raschauer aus, dass das „Recht auf eine 
gute Verwaltung ein ‚Recht’ [ist], nicht nur ein 
‚Grundsatz’. Es wird durch die Bestimmungen des 
AEUV begrenzt. Es ist zu achten und kann als sol-
ches verletzt werden.“32

Umso deutlicher wird die Qualität der in Art 41 GRC 
enthaltenen Rechte als eigenständige33 subjektiv 
durchsetzbare Grundrechte wenn man den Ver-
gleich mit der unstrittiger Weise seit Jahrzehnten als 
durchsetzbares subjektives Grundrecht anerkann-
ten Formulierung des Art 6 EMRK betrachtet (hier 
nur beispielhaft und auszugsweise): „Jedermann 
hat Anspruch darauf, dass seine Sache in billiger 
Weise öffentlich und innerhalb einer angemessenen 
Frist gehört wird, und zwar von einem unabhän-
gigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden 
Gericht, das über zivilrechtliche Ansprüche und 
Verpfl ichtungen oder über die Stichhaltigkeit der 
gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Anklage zu 
entscheiden hat.“34 Die – für den Vergleich der für 
ein Grundrecht erforderlichen Textierung von prä-
zisen Verpfl ichtungen – korrespondierende Formu-
lierung in Art 41 Abs 1 GRC lautet: „Jede Person 
hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von 
den Organen und Einrichtungen der Union unpar-
teiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen 
Frist behandelt werden.“
Als Ergebnis und in Beantwortung der Frage, ob hin-
sichtlich des Rechts auf eine gute Verwaltung wie 
in Art 41 GRC niedergelegt überhaupt von einem 

32 B. Raschauer, Recht auf gute Verwaltung und sons-
tige Neuerungen, in: Österreichische Juristenkommis-
sion (Hrsg), Grundrechte im Europa der Zukunft (2010) 
65, wobei derselbe Autor auch den ernüchternden Befund 
abliefert, dass die „Bedeutung der Charta [...] primär im 
Zitatewesen zu sehen ist: Zum Zitat aus den StGG und 
der EMRK tritt künftig auch ein Zitat aus der Charta 
hinzu;“ (ebd 75).

33 Wimmer, Das Recht auf eine gute Verwaltung im 
Steuer- und Verwaltungsrecht, in: Holoubek/Lang (Hrsg), 
Die allgemeinen Bestimmungen der BAO (2012) 476.

34 Vgl idZ die teilweise wortidente Formulierung des 
Art 47 Abs 2 GRC: „Jede Person hat ein Recht darauf, 
dass ihre Sache von einem unabhängigen, unpartei-
ischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in 
einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb ange-
messener Frist verhandelt wird.“
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Grundrecht gesprochen werden kann, ist daher wohl 
festzuhalten, dass dem so ist – zumindest im Sinne 
von Verfahrensgrundrechten ist das in Art 41 Abs 2 
GRC enthaltene Bündel an Rechten soweit konkret, 
als dass es sich um durchsetzbare und somit exe-
kutierbare Rechte der Verfahrensparteien handelt, 
die mit gleichheitsrechtlichen Zusätzen kombiniert 
werden35. Andernfalls würde man ja in einem Atem-
zug auch die Grundrechtsgarantie des Art 6 EMRK 
in Besonderen und wohl von Verfahrengrundrechten 
im Allgemeinen in Frage stellen.

B. Allgemeine und besondere Verfahrensrechte

Das Recht auf eine gute Verwaltung, wie es in der 
Charta der Europäischen Grundrechte verbrieft ist, 
gliedert sich – grob gesprochen – in allgemeine, im 
Wesentlichen vom EuGH entwickelte Grundsätze 
sowie – beispielhaft verschriftlichte – Verfahrensga-
rantien in Art 41 Abs 2 GRC. Die Formulierung des 
Abs 2 ist dabei bewusst entwicklungsoffen36 gehal-
ten, weshalb auch nicht ausgeschlossen ist, dass 
der Kanon der diesbezüglichen Verfahrensgarantien 
durch die Rechtsprechung – ganz wie bisher – wei-
terentwickelt wird. 

C. Allgemeine Verfahrensgarantien als Kernrecht

Rechtssicherheit, Gleichbehandlung und ordnungs-
gemäße Verwaltung bzw gute Verwaltungsführung 
sind die Kernrechte, wie sie in Art 41 Abs 1 GRC 
verankert sind, wobei sie – nicht zuletzt aus der 
Ableitung aus den bestehenden Verwaltungstradi-
tionen der Mitgliedstaaten – wohl eher einige der 
tragenden Säulen eines Rechtsstaates an sich abbil-
den. Der damit umschriebene Grundsatz einer guten 
Verwaltung verpfl ichtet dabei die Einrichtungen und 
Organe der Gemeinschaft, die ihnen zukommenden 
Pfl ichten und Gebote sowohl im Innenverhältnis als 
auch in deren Außenwirkung den Bürgern gegen-
über einzuhalten (Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung)37. Das Grundrecht des Art 41 GRC 
selbst regelt demgegenüber lediglich die Außen-
wirkung von Verwaltungshandlungen, umfasst also 
keine Verfahrenshandlungen der Organe und Ein-
richtungen, die nach außen nicht in Erscheinung 
treten38. Zur Beurteilung von Verfahrenshandlungen 

35 Gamper (FN 31) 101.
36 Galetta/Grzeszick, Art 41, in: Stern/Sachs (Hrsg), 

Europäische Grundrechte-Charta (2016) Rz 10; siehe 
aber die Entwicklungsoffenheit beschränkt gesehen ha-
ben wollend Gamper (FN 31) 104.

37 Martínez Soria, Die Kodizes für gute Verwaltungs-
praxis – ein Beitrag zur Kodifi kation des Verwaltungsver-
fahrensrechts der EG, EuR 2001, 685 f.

38 Darauf deutet auch der ursprüngliche Vorschlag des 
Präsidiums der Überschrift „Beziehungen zur Verwal-

mit reiner Innenwirkung muss daher weiterhin auf 
die Rechtsprechung zur guten Verwaltungsführung 
zurückgegriffen werden39. 
Vergleicht man die Textierung des Art 41 Abs 1 GRC 
mit Art 228 AEUV über die vom Bürgerbeauftragten 
zu überwachenden Fälle von Versäumnissen, Macht-
missbrauch, Fahrlässigkeit und vermeidbaren Ver-
zögerungen in der Tätigkeit der Einrichtungen und 
Organe der Gemeinschaft, stellt man rasch fest, dass 
sich der Regelungsgehalt des Art 41 Abs 1 GRC und 
jener des Art 228 AEUV inhaltlich weitestgehend 
decken40. 
Die im Recht auf eine gute Verwaltung verbrieften 
Rechte umfassen daher (neben den in Art 41 Abs 2 
GRC geregelten besonderen Verfahrensrechten) ins-
besondere die nachfolgenden Grundsätze:
• Unparteilichkeit der Organe und Einrichtungen41;
• Gerechtigkeit;
• fristgerechte Erledigungen42;
• effi ziente Verwaltungsführung (wohl eher nicht 

als subjektiv durchsetzbares Recht einzustufen);
• Berücksichtigung aller Umstände des Einzel-

falls43;
• Berücksichtigung der Besonderheiten des jewei-

ligen Verfahrens, der Natur des betreffenden 
Rechtsakts, des Kontexts seines Erlasses sowie 

tung“ hin; siehe auch CHARTE 4170/00 CONVENT 17 
v 20.03.2000.

39 Sander (FN 1) Rz 18.
40 Zum Bürgerbeauftragten siehe ausführlich Sander, 

Art 43, in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 (im Er-
scheinen) Rz 17 ff.

41 Siehe zur Unparteilichkeit mwN Kröll, Art 47, in: 
Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 (im Erscheinen) 
Rz 14 ff. Das Unparteilichkeitsgebot umfasst nach der Rsp 
zum einen die subjektive Unparteilichkeit in dem Sinne, 
dass kein Mitglied des betroffenen Organs, das mit der 
Sache befasst ist, Voreingenommenheit oder persönliche 
Vorurteile an den Tag legen darf, und zum anderen die 
objektive Unparteilichkeit in dem Sinne, dass das Organ 
hinreichende Garantien bieten muss, um jeden berech-
tigten Zweifel in dieser Hinsicht auszuschließen (EuGH 
01.07.2008, C-341/06 P und C-342/06 P, Chronopost und 
La Poste/UFEX Rz 54; EuGH 19.02.2009, Rs C-308/07 P, 
Gorostiaga Atxalandabaso/Parlament Rz 46.

42 Siehe dazu EuG 190 3.1997, T-73/95, Oliveira Rz 38; 
vgl auch die Frist von 15 Tagen bei der Behandlung von 
Anfragen bezüglich des Zugangs zu Dokumenten nach 
der VO (EG) 2001/1049 über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Dokumenten oder die Frist von zwei Monaten 
nach Art 265 AEUV hinsichtlich der Zulässigkeit von 
Untätigkeitsklagen (ist diese Frist gewahrt, soll das 
Grundrecht keinesfalls beeinträchtigt sein; Galetta/
Grzeszick [FN 36] Rz 52); teilweise sind auch deutlich 
längere Fristen in den Sekundärrechtsakten zu fi nden, 
wie beispielsweise eine maximale Frist von einem Jahr 
für die (im funktionellen Unionsrechtsvollzugsdurch die 
Mitgliedstaaten angesiedelte) Durchführung eines Ge-
nehmigungsverfahrens nach der VO (EU) 347/2013 
v 17.04.2013.

43 EuGH 25.10.2011, C-110/10, Solvay/Kommission, 
Rz 63.
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der Rechtsvorschriften auf dem betreffenden 
Gebiet44;

• Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung45;

• Berücksichtigung des Vertrauensschutzes46;
• Beachtung der Gebote der Höfl ichkeit und der 

Fairness47.
Insbesondere in wettbewerbs- und asylrechtlichen 
Angelegenheiten besteht mittlerweile eine recht 
ausgeprägte Judikatur zur Unparteilichkeit bzw zur 
angemessenen Verfahrensdauer48. In wettbewerbs-
rechtlichen Rechtssachen ist jedoch zu beachten, 
dass eine Verletzung des Rechts auf eine gute Ver-
waltung allenfalls Schadenersatzansprüche auslösen, 
aber keine Reduktion einer allenfalls verhängten 
Geldbuße bewirken kann49.

D. Besondere Verfahrensgarantien

Art 41 Abs 2 GRC enthält drei ausformulierte, sub-
jektiv durchsetzbare Rechte, die auf den in Abs 1 
enthaltenen allgemeinen Grundsätzen basieren: Das 
Recht auf rechtliches Gehör, das Recht auf Aktenein-
sicht und die Begründungspfl icht. Die Formulierung 
„insbesondere“ stellt klar, dass es sich hierbei ledig-
lich um eine demonstrative Aufl istung handelt.

1. Rechtliches Gehör

Das Recht auf Parteiengehör ist nach Ansicht der 
einschlägigen Kommentarliteratur ein Verteidigungs-
recht im Zusammenhang mit den einzelnen beschwe-
renden Entscheidung und auch als solches in Art 41 
Abs 2 GRC konzipiert50. Die den Einzelnen beschwe-
rende Entscheidung oder Maßnahme ist eine verwal-

44 EuGH 18.07.2013, C-584/10, C-593/10 und C-595/10, 
Kommission ua/Kadi, Rz 102; vgl ebenfalls in diesem 
Sinne zur Beachtung der Begründungspfl icht EuGH 
15.11.2012, C-539/10 und C-550/10, Al-Aqsa/Rat und 
Niederlande/AlAqsa, Rz 139 und 140, sowie C-417/11, 
Rat/Bamba, Rz 53.

45 Bereits EuGH 19.10.1997, C-117/76 und 16/77, Ruck-
deschel Rz 13. 

46 Dies freilich nicht absolut: mwN EuGH 15.02.1996, 
C-63/93, Duff Rz 20; siehe auch EuG 19.03.1997, T-73/95, 
Oliveira Rz 24.

47 In Österreich oder auch in Deutschland eher als 
Dienstpfl ichten denn als „Rechte“ verstanden.

48 EuGH 11.07.2013, Rs C-439/11, Ziegler Rz 157 f; 
EuGH 06.11.2012, Rs C199/11, Otis, Rz 64; EuGH 
08.05.2014, Rs C-604/12, H.N./Irland Rz 53; EuG 
01.07.2008, T-276/04, Compagnie maritime belge Rz 39.

49 EuGH09.06.2016, Rs C-608/13, CEPSA/Kommis-
sion Rz 61 und 71.

50 Sander (FN 1) Rz 23; siehe idZ auch EuGH 
23.10.1974, C-17/74, Transocean Marine Paint Rz 15; 
13.02.1979, C-85/76, Hoffmann-La Roche Rz 9; 
07.06.1983, C-100 bis 103/80, Musique Diffusion Fran-
çais Rz 10; 21.09.1989, C-46/87 und 227/88, Hoechst 
Rz 14; 12.02.1992, C-48/90 und C-66/90, Niederlande/

tungsbehördliche Entscheidung, die die Interessen 
des Betroffenen spürbar zu beeinträchtigen geeignet 
ist51. Das ist zB dann der Fall, wenn die Entscheidung 
zur Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgel-
dern52, einer möglichen Kürzung von Subventionen53, 
dem Einfrieren von Geldern54 oder einer Ausweisung/
Abschiebung in einer Asylsache55 führen kann – unab-
hängig davon, ob der Nachteil (die Beschwer) ein rein 
rechtlicher oder bspw ein wirtschaftlicher ist56. Der 
Umfang des Rechts auf Gehör variiert je nach dem 
konkreten Verfahren und unterliegt diesbezüglich der 
schon durch Art 41 Abs 1 GRC geforderten Einzel-
fallbewertung. Je größer der Ermessenspielraum bei 
der Fällung der Entscheidung ist, desto mehr Bedeu-
tung kommt dem Recht auf Gehör zu57. In jedem Fall 
dürfen einer Entscheidung nur solche Informationen 
zugrunde gelegt werden, zu denen sich die Betroffe-
nen äußern konnten58.
Die Behauptungs- und Beweislast trifft den jeweils 
Beschwerten59. 
Dafür ist nach der Judikatur eine Art „Überraschungs-
verbot“ gegeben: Das Grundrecht auf rechtliches 
Gehör umfasst nämlich insb auch eine Informations-
pfl icht der Behörde bzw der Einrichtung, sobald die 
Interessen des Betroffenen durch die zu fällende Ent-
scheidung spürbar beeinträchtigt sein könnten60, aber 
auch über die Einleitung eines Verfahrens an sich61. 
Die Erteilung einer Rechtsmittelbelehrung ist von den 
Informationspfl ichten hingegen nicht umfasst62. 

Kommission Rz 44 ff; 29.06.1994, C-135/92, Fiskano 
Rz 39; 18.10.1989, C-374/87, Orkem Rz 32.

51 EuGH 23.10.1974, C-17/74, Transocean Marine 
Paint Rz 15; 24.10.1996, C-32/95, Lisrestal Rz 21; 
15.06.2006, C-28/05, Dokter Rz 74 ff.

52 EuGH 07.06.1983, C-100-103/80, Musique Diffu-
sion Français Rz 9; 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7.

53 EuGH 04. 06.1992, C-181/90, Consorgan Rz 15 f; 
04.06.1992, C-189/90, Cipeke Rz 15 ff; 24.10.1996, 
C-32/95, Lisrestal Rz 21; EuG 09.07.1999, T-231/91, New 
Europe Consulting Rz 39; 19.03.1997, T-73/95, Oliveira 
Rz 32; 15.09.1998, T-54/96, Rubino Rz 66.

54 EuGH 21.12.2011, Rs C-27/09P, Frankreich/Peo-
ple’s Mojahedin Organization of Iran, Rz 65 ff. EuGH 
28.11.2013, Rs C-348/12P, Kala Naft, Rz 85 ff.

55 EuGH 22.11.2012, Rs C-277/11, M./Irland, Rz 89.
56 Ruffert, Art 41 GRC, in: Calliess/Ruffert (Hrsg), 

EUV/AEUV5 (Art 47) Rz 14.
57 EuGH 21.11.1991, C-269/90, TU München Rz 14; 

EuG 12.12.1997, T-167/94, Nölle Rz 73; vgl zum Begriff 
des Ermessensmissbrauchs EuGH 04.07.1989, C-198/87, 
Kerzmann; 11.07.1990, C-323/88, Sermes Rz 33.

58 EuGH 15.07.1970, C-45/69, Boehringer Rz 9.
59 EuG 12.09.2007, T-60/05, UFEX Rz 56, unter Ver-

weis auf EuGH 21.9.2006, C-105/04, Nederlandse Fede-
ratieve Vereniging voor de Groothandel op Elektrotech-
nisch Gebied.

60 EuGH 23.10.1974, 17/74, Transocean Marine Paint 
Rz 15; 24.10.1996, C-32/95, Lisrestal Rz 21.

61 EuGH 10.10.1996, C-78/95, Hendrikman Rz 18.
62 Vgl aber den Europäischen Kodex für eine gute Ver-

waltungspraxis des Bürgerbeauftragten und – einge-
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Umfasst ist aber auch das Recht des Betroffenen, zu 
den Tatsachen in zweckdienlicher Weise Stellung-
nahmen abzugeben63. Diese Stellungnahmen kön-
nen auf jeden Fall schriftlich abgegeben werden und 
müssen von der Behörde bzw Einrichtung bei der 
Entscheidung berücksichtigt werden; ein Anspruch 
auf eine bestimmte Entscheidung besteht hingegen 
– selbstverständlich – nicht64.

2. Akteneinsichtsrecht

Als Ergänzung zum bzw Voraussetzung für die Inan-
spruchnahme des rechtlichen Gehörs ist das Recht 
auf Einsicht in die Verfahrensakten der Organe und 
Einrichtungen zu verstehen65. Es gewährleistet jeder 
Person den Zugang zu den sie betreffenden Akten 
unter Wahrung des legitimen Interesses der Vertrau-
lichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnis-
ses. Aufgrund der engen Verzahnung des Rechts auf 
Akteneinsicht und des Rechts auf Parteiengehör in 
der Judikatur66 wie auch aufgrund der systemati-
schen Stellung des Art 41 GRC als Verfahrensgrund-
recht ist das Akteneinsichtsrecht auf Akten(-teile) 
beschränkt, die den Einsichtswerber selbst betref-
fen,67 und ist zu gewähren, soweit es zur Gewährleis-
tung einer guten Verwaltung68 – insb zur sachgerech-
ten Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen69 
– notwendig ist.
Damit unterscheidet sich das Akteneinsichtsrecht 
von dem in Art 42 GRC verbrieften Grundrecht auf 
Zugang zu Dokumenten von Organen und Einrich-

schränkt auf die Fälle, in denen es unionsrechtlich vor-
gesehen ist – den Kodex für eine gute Verwaltungspraxis 
der Kommission, wonach eine entsprechende Rechtsmit-
telbelehrungspfl icht vorgesehen ist (Art 19 Kodex des Bür-
gerbeauftragten, Art 5 Kodex der Kommission); der EUGH 
sieht dies differenzierter (siehe zur Begründung und mwN 
der Kritik in der Lehre Martínez Soria [FN 37] 693 f).

63 EuGH 23.10.1974, C-17/74, Transocean Marine 
Paint Rz 15; 13.02.1979, C-85/76, Hoffmann-La Roche 
Rz 9; 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7; 29.06.1994, 
C-135/92, Fiskano Rz 40; EuG 07.06.2006, T-613/97, 
Ufex Rz 85.

64 Sander (FN 1) Rz 25; EuGH 29.10.1980, C-209-215 
und 218/78, Van Landewyk Rz 66; 07.06.1983, C-100-
103/80, Musique Diffusion Français Rz 14.

65 Der EuGH sieht diese beiden Rechte auch als Einheit, 
die als allgemeine Grundsätze in jedem Verwaltungsver-
fahren zu beachten sind. Vgl dazu EuGH 13.02.1979, 
C-85/76, Hoffmann-La Roche Rz 14; 09.11.1983, C-322/81, 
Michelin Rz 7 ff; 24.06.1986, C-53/85, Akzo Rz 28.

66 Vgl dazu die oben zum Parteiengehör zitierten Urtei-
le im allgemeinen, im besonderen s EuGH 09.11.1983, 
C-322/81, Michelin Rz 7 ff; 24.06.1986, C-53/85, Akzo 
Rz 28.

67 Die Verfahrensrechte des Art 41 Abs 2 GRC stehen 
jeder Person zu, die mit Verfahrenshandlungen von Be-
hörden und Einrichtungen in Berührung kommt. 

68 EuGH 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7; EuG 
17.12.1991, T-7/89, SA Hercules Chemicals NV.

69 EuGH 27.06.1991, C-49/88, SAMAD Rz 18.

tungen, da diesbezüglich nicht auf ein konkretes Ver-
fahren abgestellt wird, der Kreis der dort Berech-
tigten jedoch wiederum weniger weit gefasst ist: 
Man kann Anträge auf Zugang zu bestimmten Doku-
menten schriftlich (insb auch per Email) und vor 
allem in jeder der Vertragssprachen an die Organe 
oder Einrichtungen stellen70. Eine Begründung ist 
nicht erforderlich. Einzige inhaltliche Anforderung 
ist, dass Anträge so präzise formuliert sein müssen, 
dass das Organ das betreffende Dokument ermitteln 
kann, wobei Art 6 Abs 4 TransparenzVO71 eine Ver-
pfl ichtung der Organe enthält, wonach die Bürger 
zu informieren sind, auf welche Art und an wen 
Anträge auf Zugang zu Dokumenten gestellt werden 
können bzw den Bürgern dabei Hilfe zu leisten ist72. 
Antragsberechtigt sind insbesondere in Zusammen-
schau mit Art 42 GRC sämtliche Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürger73 sowie alle natürlichen und juris-
tischen Personen mit Wohnsitz oder Satzungssitz 
innerhalb der Union sowie Organe und Einrichtung 
dieser74.
Sofern der Zugang zu Dokumenten im Zusammen-
hang mit einem Verfahren iSd Art 41 GRC zur Wah-
rung der dort festgeschriebenen Rechte, insb des 
Rechts auf Akteneinsicht, erforderlich ist, ist der 
Kreis der Berechtigten auch auf diese auszuweiten, 
selbst dann, wenn es sich um keine Unionsbürger 

70 Siehe auch den Leitfaden betreffend den Zugang zu 
Dokumenten der Universität Mannheim: http://edz.bib.
uni-mannheim.de/daten/edz-k/gs/01/de.pdf (zuletzt be-
sucht am 30.09.2017)

71 VO (EG) 1049/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates v 30.5.2001 über den Zugang der Öffent-
lichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, 
des Rates und der Kommission, ABl L 2001/145/43.

72 Vgl auch Art 14 VO über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Dokumenten, wonach jedes Organ die notwendi-
gen Maßnahmen ergreift, um die Öffentlichkeit über die 
Rechte der VO zu informieren bzw die Mitgliedstaaten 
verpfl ichtet werden, bei der Bereitstellung von Informa-
tionen für die Bürger mit den Organen zusammenzu-
arbeiten.

73 Kluth, Art 43 GRC, in: Calliess/Ruffert (Hrsg), EUV/
AEUV5 (2016) Rz 4 f.

74 Sander, Art 42, in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), 
GRC2 (im Erscheinen) Rz 9; aA offensichtlich Schöbener, 
Art 42, in Stern/Sachs (Hrsg), Europäische Grundrech-
te-Charta (2016) Rz 16. Der Kreis der Berechtigten ist 
soweit ident mit jenem in Art 43 (Recht auf Anrufung des 
Bürgerbeauftragten) und Art 44 (Petitionsrecht) GRC. 
Zur Besonderheit des Wettbewerbsverfahrens als Verwal-
tungsverfahren mit Ermittlungsbefugnissen der Kommis-
sion im Zusammenhang mit dem Akteneinsichtsrecht 
nach Art 41 bzw dem Dokumentenzugangsrecht des 
Art 42 vgl Willheim/Kammerer, Zugang zu den Akten aus 
EG-Kartellverfahren – Haben Verbraucherschutzorgani-
sationen ein Recht auf Einsicht in die Akten abgeschlos-
sener EG-Kartellverfahren?, ecolex 2002, 569 ff; Tietje/
Nowrot, Der Anwendungsbereich der EG-Transpa-
renz-Verordnung mit Blick auf zivilrechtliche Schaden-
ersatzansprüche in Wettbewerbssachen, ZfRV 2004, 11.
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oder sonstige natürliche und juristische Personen 
mit Wohn- oder Satzungssitz innerhalb der EU han-
delt (siehe auch Art 2 Abs 2 TransparenzVO). 
Eine Einschränkung erfährt das Akteneinsichts-
recht durch das legitime Interesse der Vertraulich-
keit, worunter der Schutz personenbezogener Daten 
nach Art 16 AEUV zu verstehen ist75, sowie durch das 
Berufs- und Geschäftsgeheimnis des Art 339 AEUV. 
Ebenfalls eingeschränkt ist das Akteneinsichtsrecht in 
Bezug auf Unterlagen für den internen Gebrauch bzw 
zur Entscheidungsvorbereitung und soweit es sich um 
vertrauliche Korrespondenz zwischen einem Organ 
oder einer Einrichtung der Gemeinschaft und einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten handelt76.
Ob ein Grund für eine – allenfalls auch nur teilweise77 
– Beschränkung des Akteneinsichtsrechtes vorliegt, 
haben die Organe und Einrichtungen der Union von 
Amts wegen zu beurteilen. Bei dieser Beurteilung ist 
auf alle Aspekte des jeweiligen Einzelfalles bedacht 
und eine Abwägung aller in Betracht kommenden (für 
und wider die Gewährung der Akteneinsicht streiten-
den) Interessen vorzunehmen78. Eine Heilung einer 
Verletzung des Akteneinsichtsrechtes durch Ermög-
lichung der Einsicht in einem allfälligen Gerichtsver-
fahren aufgrund einer Nichtigkeitsklage kommt nicht 
in Betracht, da sich nämlich die Prüfung durch das 
Gericht auf eine (gerichtliche) Kontrolle der geltend 
gemachten Klagegründe beschränkt, und somit mit 
dieser ein Ersatz für die umfassende Sachverhalts-
ermittlung im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens 
weder bezweckt noch bewirkt wird79. Außerdem ver-
setzt die verspätete Kenntnisnahme von bestimmten 
Aktenstücken die Partei, die Klage gegen eine Ent-
scheidung der Kommission erhoben hat, nicht in die 
Lage, in der sie sich befunden hätte, wenn sie sich 
bei der Abgabe seiner schriftlichen und mündlichen 
Stellungnahmen gegenüber der Kommission auf diese 
Schriftstücke hätte berufen können80.

75 CHARTE 4284/00 CONVENT 28 v 05.05.2000; sie-
he idZ auch die VO (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates v 27.04.2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG, ABl L 2016/119/1).

76 EuGH 06.04.1995, C-310/93, BPB Industries Rz 24 ff.
77 Jarass, Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union3 (2016) Art 41 Rz 23.
78 ZB EuGH 13.02.1979, C-85/76, Hoffmann-La Roche 

Rz 14; 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7 f; 24.6.1986, 
C-53/85, Akzo Rz 28; 15.10.2002, C-238, 244, 245, 247, 
250-252 und 254/99; Limburgse Vinyl Maatschappij 
Rz 315 ff; 07.01.2004, C-204, 205, 211, 213, 217 und 
219/00, Aalborg Portland Rz 68 ff.

79 EuGH 15.10.2002, Rs C-238/99, C-244/99, C-245/99, 
C-247/99, C-250/99 bis C-252/99 und C-254/99, Lim-
burgse Vinyl Maatschappij ua/Kommission, Rz 318.

80 EuGH 07.04.2004, Rs C-204/00, C-205/00, C-211/00, 
C-213/00, C-217/00 und C-219/00, Aalborg Portland ua/
Kommission, Rz 103.

3. Die Begründungspfl icht

In der Rechtsprechung des EuGH ist die Pfl icht, 
Entscheidungen zu begründe, seit jeher als Grund-
prinzip des Gemeinschaftsrechts angesehen wor-
den81, welches in engem Zusammenhang mit dem 
Recht auf Parteiengehör steht82: Erst durch die 
Begründungspfl icht kann der Betroffene die ihm 
zukommenden Verteidigungsrechte – insb bei ihn 
benachteiligenden Entscheidungen – wahrnehmen. 
Davon unabhängig sichert die Begründungspfl icht 
die Überprüfbarkeit und rechtliche Kontrolle von 
Entscheidungen durch die Gerichtsbarkeit83. Die 
Begründungspfl icht bezieht sich ausschließlich auf 
die Verwaltung, hier allerdings auf alle84 Organe; 
grundsätzlich nicht erfasst ist damit die Gesetz-
gebungstätigkeit der Organe, sofern sie nicht aus-
nahmsweise für den einzelnen individuell benach-
teiligende Folgen mit sich bringen würde, wie dies 
bspw im Bereich des Antidumpingrechtes der Fall 
sein kann85.
Inhaltlich wurden durch die Judikatur folgende Kri-
terien für eine entsprechende Begründung einer Ent-
scheidung festgelegt:
• Klares und deutliches, nicht bloß formelhaftes86 

Verfassen der zur eigentlichen Entscheidung 
geführten Überlegungen, sodass sie für ein über-
prüfendes Gericht87 und auch den von einer Ent-
scheidung Betroffenen88 als solche erkennbar 
sind;

• Widerspruchsfreiheit und logische, nachvollzieh-
bare Begründung89;

• Beurteilung des Begründungsausmaßes anhand 
der konkreten Umstände des Einzelfalles und 
der einem Betroffenen aus dem Verfahren bereits 

81 EuGH 04.06.1992, C-181/90, Consorgan Rz 15 f; 
04.06.1992, C-189/90, Cipeke Rz 15 ff.

82 Vgl idZ auch EuGH 23.10.1974, C-17/74, Transocean 
Marine Paint Rz 15; 13.02.1979, C-85/76, Hoffmann-La 
Roche Rz 9, 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7; 
24.10.1996, C-32/95, Lisrestal Rz 21.

83 EuGH 04.07.1963, C-24/62, Deutschland/Kommis-
sion; 13.05.1997, C-233/94, Deutschland/EP und Rat 
Rz 25.

84 Anders als noch Art 253 EG, der eine explizite Be-
gründungspfl icht von Entscheidungen nur für Rat, Kommis-
sion und Parlament vorgesehen hat, spricht der nunmehrige 
Art 296 AEUV nunmehr alle Organe der Union an.

85 Sander (FN 74) Rz 27.
86 EuGH 12.11.1996, C-84/94, Vereintes Königreich/

Rat Rz 74 ff.
87 EuGH 04.06.1992, C-189/90, Cipeke Rz 14.
88 EuGH 23.10.1974, C-17/74, Transocean Marine 

Paint Rz 15; 13.02.1979, C-85/76, Hoffmann-La Roche 
Rz 9, 09.11.1983, C-322/81, Michelin Rz 7; 24.10.1996, 
C-32/95, Lisrestal Rz 21.

89 So bereits EuGH 20.03.1957, 2/56, Geitling; mwN 
Calliess, Art 253, in: Calliess/Ruffert (Hrsg), EUV/AEUV5 
(2016) Rz 25.
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bekannten Erwägungen der entscheidenden 
Organe90;

• Begründung der Entscheidung im Rahmen ihres 
Kontexts sowie sämtlicher Rechtsvorschriften auf 
dem betreffenden Gebiet91 und der den Betrof-
fenen ohnehin bekannten Dokumente wie bspw 
deren eigene Satzungen92;

• Behauptungen in einer Begründung sind im 
Rechtsmittelfall durch die Vorlage von Informa-
tionen oder Beweisen, etwa eine Zusammenfas-
sung des Inhalts der fraglichen Informationen, zu 
untermauern93.

Umgekehrt verlangt die Begründungspfl icht nicht, 
dass das Organ oder Gericht bei seinen Ausfüh-
rungen alle von den Parteien des Rechtsstreits vor-
getragenen Argumente nacheinander erschöpfend 
behandelt. Die Begründung kann daher implizit 
erfolgen, sofern sie den Betroffenen ermöglicht, 
die Gründe zu erkennen, aus denen das Organ 
oder Gericht ihrer Argumentation nicht gefolgt 
ist, und dem Gerichtshof ausreichende Angaben 
liefert, damit er seine Kontrollfunktion ausüben 
kann94. Generell gilt: Je individueller und weniger 
allgemeiner, gesetzgebungsähnlicher ein Rechts-
akt ist, desto höher sind die Anforderungen an die 
Begründung. Erhöhte Anforderungen ergeben sich 
auch bei einer beabsichtigten Abweichung von der 
bestehenden Entscheidungspraxis95. Im Falle ent-
gegenstehender schutzwürdiger Interessen, wie 
zB Geheimhaltungsinteressen96, ist die Begrün-
dungspfl icht dahingehend eingeschränkt, dass die 
zu schützenden Interessen ausreichend gewahrt 
werden.
Eine fehlende oder nach den eben erläuterten Kri-
terien mangelhafte Begründung führt zu einer feh-
lerhaften Entscheidung. Dieser Fehler kann nach 
Erlass der Entscheidung nicht mehr behoben wer-
den97. Zur Nichtigkeit führt eine Anfechtung jedoch 
nur dann, wenn es sich um eine Verletzung von 

90 EuG 12.06.1997, T-504/93, Thiecé Ladbroke Rz 74. 
Durch diese Tendenz in der Rsp ist die Begründungs-
pfl icht gerade in Wettbewerbsverfahren stark verwässert, 
da solche Verfahren weitgehend auf einer entsprechen-
den Einbindung und vor allem Beteiligung der beteiligten 
Unternehmen, die gleichzeitig aber die Adressaten dar-
stellen, basieren.

91 EuGH 21.12.2016, Rs C-131/15, Club Hotel Loutraki 
ua Rz 47; mwN siehe auch EuGH 29.09.2011, Rs C-521/09 
P, Elf Aquitaine/Kommission Rz 150.

92 EuGH 28.11.2013, Rs C-348/12, Kala Naft Rz 92.
93 EuGH 28.11.2013, Rs C-280/12P, Rat/Fulmen und 

Mahmoudian, Rz 79.
94 EuGH 11.7.2013, Rs C-439/11, Ziegler Rz 149.
95 EuGH 17.11.1987, C-142 und 156/84, BAT und 

Reynolds Rz 71.
96 EuGH 04.07.1996, C-254/95, Angelo Innamorati 

Rz 24.
97 EuGH 20.3.1959, C-18/57, Nold; 15.06.1994, C-137/92, 

BASF Rz 67 f.

wesentlichen Formvorschriften handelt, worunter 
man insb ein Fehlen jeglicher Begründung oder 
widersprüchliche und unlogische Begründungen 
von Entscheidungen, oder – allgemeiner – wenn das 
Verfahren ohne diese Rechtswidrigkeit zu einem 
anderen Ergebnis hätte führen können98, versteht. 
Die Erheblichkeit der Verletzung der Begrün-
dungspfl icht, also die konkreten Auswirkungen 
der Rechtsverletzung im Vergleich zu einem dann 
anderen Verfahrensgang ohne Rechtsverletzung, 
ist bereits in einem allfälligen Rechtsmittel (Nich-
tigkeitsklage) auszuführen und vorzubringen. Das 
bloße Infragestellen der Begründetheit ohne gleich-
zeitig auch die Erheblichkeit darzutun führt in aller 
Regel zur Zurückweisung des Rechtsmittels99.

4.  Gestaltungsspielraum für weitere Verfahrens-
(grund)rechte

Durch die offene Formulierung des Art 41 Abs 2 
GRC als nicht abschließende Aufzählung („insbeson-
dere“) ist Spielraum für die Schaffung von weiteren, 
schlussendlich Grundrechtsstatus genießenden Ver-
fahrensrechten eröffnet. Anhaltspunkte dafür fi nden 
sich in der Literatur genauso wie sich im Kodex für 
eine gute Verwaltungspraxis100, der die Bedienste-
ten der Kommission, auf die das Beamtenstatt der 
Gemeinschaften anwendbar ist, bindet, wie auch im 
vom Europäischen Bürgerbeauftragten erarbeiteten 
Europäischen Kodex für eine gute Verwaltungspra-
xis101 sowie in der Beschreibung seiner Prüfungs-
kompetenz im Jahresbericht 1995102: 

98 Mit zahlreichen weiteren Judikaturnachweisen 
EuGH 10.09.2013, Rs C-383/13, M.G., N.R., Rz 38.

99 EuGH 21.12.2016, Rs C-131/15, Club Hotel Loutra-
ki u.a. Rz 54; siehe aber dazu die Diskussion in der Lit, 
ob mit Begründungsmängeln behaftete Entscheidungen 
nicht überhaupt ganz grundsätzlich aufzuheben sein 
könnten und nicht bloß, wenn es ohne die Verletzung der 
Begründungspfl icht zu einer inhaltlich anderen Entschei-
dung gekommen wäre, zB Daig, Nichtigkeits- und Untätig-
keitsklagen im Recht der Europäischen Gemeinschaft 
(1984) 129 ff; Müller-Ibold, Begründungspfl icht (1990) 
113.

100 ABl L 2000/267/63 (im Folgenden zitiert als: Kodex).
101 Veröffentlichung als Folder des Amts für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Union, online ver-
fügbar unter www.ombudsman.europa.eu/code/de/de-
fault.htm (zuletzt besucht am 30.09.2017; im Folgenden 
zitiert als: Europäischer Kodex).

102 Jahresbericht des Bürgerbeauftragten 1995, 
P I.3.2., in dem folgende Missstände beispielhaft aufge-
zählt sind: Unregelmäßigkeiten in der Verwaltung, Ver-
säumnisse in der Verwaltung, Machtmissbrauch, Fahr-
lässigkeit, rechtswidrige Verfahren, Unfairness, Fehler 
und Inkompetenz, Ungleichbehandlung, verhinderbare 
Verzögerungen, fehlende Information oder zurückgewie-
sene Informationsersuchen.
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• Recht, sich von einem Anwalt vertreten zu las-
sen103;

• Vertraulichkeit des Schriftverkehrs zwischen 
Mandanten und ihren Anwälten104 (was sich aller-
dings durch die mittlerweilige Rsp nicht bestäti-
gen lässt);

• Verbot der Auferlegung von Sanktionen wegen 
Nichtbeachtung verfahrensrechtlicher Vorschrif-
ten, wenn die Nichtbeachtung Folge des Verhal-
tens der Behörde ist105;

• Rechtmäßigkeit, Gleichbehandlung, Verhältnis-
mäßigkeit, Objektivität und Missbrauchsver-
bot106;

• Einhaltung bestimmter Regeln über die Kommu-
nikation mit dem Bürger bzw die Behandlung von 
Anfragen107;

• Einhaltung von Regeln des allgemeinen Anstands 
im Umgang mit der Öffentlichkeit (Fairness und 
Höfl ichkeit)108;

• Schaffung von Beschwerdemöglichkeiten über 
den Dienstweg der Kommission oder an den 
Europäischen Bürgerbeauftragten vor, sofern ein 
Verstoß gegen in dem Kodex festgeschriebene 
Verhaltensregeln vorliegt109.

E. Berechtigte und Verpfl ichtete

1. Grundrechtsträger

Das Recht auf eine gute Verwaltung, wie es in Art 41 
GRC verankert ist, berechtigt jede110 natürliche 
wie auch juristische111 Person, die eine Tätigkeit 
einer Einrichtung oder eines Organs der Union in 
Anspruch nimmt112. Dies umfasst auch Drittstaats-
angehörige113. Auch Verbände können Grundrechts-

103 Jarass (FN 77) Rz 31.
104 Bereits EuGH 18.05.1982, C-155/79, AM and S Eu-

rope Ltd Rz 22 ff; EuG 17.09.2007, T-125 und 253/03, 
Akzo Nobel Rz 46 ff.

105 EuGH 21.06.2007, C-428/05, Laub Rz 25.
106 Art 4 bis 9 Europäischer Kodex, Art 3 f Kodex.
107 Art 10, 14, 15, 17, 19 und 22 Europäischer Kodex; 

Art 5 ff Kodex.
108 Art 11 und 12 Europäischer Kodex.
109 Art 8 Kodex.
110 So auch Wimmer, Das Recht auf eine gute Verwal-

tung im Steuer- und Verwaltungsrecht, in: Holoubek/
Lang (Hrsg), Die allgemeinen Bestimmungen der BAO 
(2012) 475.

111 Auch juristische Personen des öffentlichen Rechts 
(Jarass [FN 77] Rz 11; Ruffert, Art 41 GRC, in: Calliess/
Ruffert (Hrsg), EUV/AEUV5 (2016) Rz 6, mit Verweis auf 
Stimmen in der Literatur, die die Mitgliedstaaten als Be-
rechtigte ausschließen).

112 Siehe zu den Widerständen im Konvent zu diesem 
weiten Kreis der Grundrechtsträger Bernsdorff/Borowsky 
(FN 18) 203 f.

113 Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der Euro-
päischen Union (2004) Rz 1093; Sander (FN 1) Rz 10. 

träger sein, wenn sie als juristische Person organi-
siert sind114.
Um sich auf das Recht auf eine gute Verwaltung beru-
fen zu können muss sich die jeweilige Person aber in 
einem Verfahren befi nden, also durch eine mögliche 
Entscheidung individuell und unmittelbar betroffen 
sein (können). Dabei wird man nicht vom österrei-
chischen Begriffsverständnis der „Partei“ ausgehen 
können, sondern vielmehr auf jede Form der Betei-
ligung (iSd § 8 AVG) abstellen müssen.

2. Verpfl ichtete

Zur Einhaltung der aus dem Recht auf gute Verwal-
tung erfl ießenden Verpfl ichtungen sind sämtliche 
Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Europäischen Union verpfl ichtet. Zu den Organen 
zählen jedenfalls die in Art 13 EUV genannten. Unter 
Einrichtungen und sonstigen Stellen sind sämtli-
che Instanzen zu verstehen, die auf Grundlage des 
primären oder sekundären Gemeinschaftsrechts 
geschaffen worden sind, somit auch Ausschüsse, die 
die Organe der Union lediglich unterstützen115.
Verpfl ichtete sind auch das Europäische Parlament 
und die Rechtssprechungsorgane, sofern sie aus-
nahmsweise Verwaltungsentscheidungen treffen116. 
Mitgliedstaatliche Behörden sind – auch bei funk-
tionellem Vollzug des Unionsrechts – nicht durch 
Art 41 GRC gebunden117. Da die im Primärrecht ent-
haltenen Garantien wie auch die vom EuGH entwi-
ckelten Verfahrensgrundsätze, die sich – weil sie die 
Grundlage für das Recht auf gute Verwaltung bilden 
– weitestgehend mit den in Art 41 GRC verbrieften 
Rechten decken, sind diese jedoch auch von den 
Behörden der Mitgliedstaaten zu beachten, wodurch 
auch die Durchführung des Rechts der Union durch 
mitgliedstaatliche Behörden faktisch den Reglemen-
tierungen des Art 41 GRC unterliegt.

IV.  Braucht es einen Rechtsanspruch auf eine 
gute Verwaltung?

Muss Verwaltung gut sein? Diese Frage muss erlaubt 
sein – und sie kann unumwunden mit JA beant-

114 AA in Bezug auf Verbände, die Allgemeininteressen 
verfolgen Jarass (FN 77) Rz 12.

115 Zu dieser Zurechnung (anhand des Verbrauch-
steuerausschusses und im Zusammenhang mit dem 
Recht auf Dokumentenzugang) s EuG 10. 10. 2001, 
T-111/00, BAT Rz 37.

116 Jarass (FN 77) Rz 10; Sander (FN 1) Rz 11.
117 EuGH 17.12.2015, Rs C-419/14, WebMindLicenses 

Rz 83; EuGH 17.07.2014, Rs C-141/12 und C-372/12, YS ua 
Rz 67; EuGH 05.11.2014, Rs C166/13, Mukarubega Rz 44; 
siehe zur Kritik an dieser restriktiven Auslegung Sander 
(FN 1) Rz 11; Grzeszick, Das Grundrecht auf eine gute 
Verwaltung – Strukturen und Perspektiven des Char-
ta-Grundrechts auf eine gute Verwaltung, EuR 2006, 167.
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wortet werden. Verwaltung muss gut sein, sie muss 
sich an Standards wie eben die Verpfl ichtung zur 
Begründung von Entscheidungen oder das rechtliche 
Gehör halten. Sie muss rechtmäßig, verhältnismä-
ßig, objektiv und fair sein. Sie muss Kommunika-
tionsregeln einhalten, Verwaltungsorgane müssen 
fair und höfl ich im Umgang mit Antragstellern sein, 
Schriftverkehr zwischen Anwälten und Klienten 
muss vertraulich bleiben und natürlich gibt es so 
etwas wie ein Überraschungsverbot. Ja, wir brau-
chen eine gute Verwaltung und auch Qualitätsstan-
dards118. Eine Schande ist es fast schon, dass dies 
grundrechtlich abgesichert werden muss – aber es 
gelten ja immer noch die (nicht grundrechtlichen) 
von EuGH anerkannten Grundsätze außerhalb des 
grundrechtlichen Schutzbereiches.
Eine gute Verwaltung sichert nicht zuletzt faire Ver-
fahren. Und genau davon brauchen wir in Österreich 
sicherlich mehr. Was die „echten“ Partei- oder Ver-
fahrensrechte anlangt, ist darauf hinzuweisen, dass 
Art 41 GRC auf österreichische Behörden zwar nicht 

118 So im Zusammenhang mit dem Recht auf gute Ver-
waltung Wimmer (FN 110) 474.

ausdrücklich anwendbar ist. Die im Primärrecht ent-
haltenen Garantien, wie auch die vom EuGH entwi-
ckelten Verfahrensgrundsätze, die sich – weil sie die 
Grundlage für das Recht auf gute Verwaltung bilden 
– weitestgehend mit den in Art 41 GRC verbrieften 
Rechten decken, sind jedoch auch für die Behörden 
der Mitgliedstaaten zu beachten, wodurch auch die 
Durchführung des Rechts der Union durch mitglied-
staatliche Behörden faktisch den Verpfl ichtungen 
des Art 41 GRC unterliegt. 
Wenngleich sich aus dem engen Adressatenkreis 
keine denkbare Fallkonstellation ergibt, in der 
Art 41 GRC Prüfmaßstab in einem innerstaatlichen 
Verfahren sein könnte, ist dennoch festzuhalten, 
dass eine gute Verwaltung nach all den genannten 
Rahmenbedingungen und Inhalten aber auch für 
österreichische Behörden kein großer Schaden sein 
kann. Und ja, Verwaltung muss zweifelsfrei gut sein. 
Andernfalls leidet die Glaubwürdigkeit der gesetzes-
vollziehenden Behörden.

Korrespondenz: RA Dr. Peter Sander, LL.M./MBA, 
Niederhuber & Partner Rechtsanwälte GmbH, Woll-
zeile 24, A-1010 Wien; peter.sander@nhp.eu


